
Allgemeine Geschäftsbedingungen

I. Allgemeines
1. Grundlage für die von dem Auftragnehmer über-
nommenen Aufträge ist die Verdingungsordnung für 
Bauleistungen, Teil B (VOB/B). Diese wird ergänzt 
durch die nachstehenden Geschäftsbedingungen. Ins-
gesamt werden die VOB/B sowie die nachstehenden 
Geschäftsbedingungen für sämtliche eventuelle zu-
künftigen Geschäftsbeziehungen vereinbart und ha-
ben Vorrang vor abweichenden Bedingungen des 
Auftraggebers.
2. Alle Vertragsabreden bedürfen der Schriftform. 
Dies gilt auch für Abweichungen und Ergänzungen 
dieses Vertrages. Die Abbedingung dieses Schriftfor-
merfordernisses kann ebenfalls nur schriftlich erfol-
gen.

II. Angebots- und Entwurfsunterlagen
1. Angebote sind für den Auftragnehmer nur 24 
Werktage verbindlich.
2. Die Eigentums- und Urheberrechte des Auftrag-
nehmers an von diesem erstellten Kostenvoranschlä-
gen, Zeichnungen und Entwürfen sowie deren rech-
nerische Grundlagen stehen ausschließlich dem Auf-
tragnehmer zu. Diese Unterlagen dürfen ohne Zu-
stimmung des Auftragnehmers weder vervielfältigt 
noch dritten Personen zugänglich gemacht werden 
und sind bei Nichterteilung des Auftrages unverzüg-
lich an den Auftragnehmer zurückzugeben. Im Falle 
der Auftragserteilung darf der Auftraggeber diese 
Unterlagen behalten.
3. Dem Auftraggeber obliegt es, die Erforderlichkeit 
öffentlich rechtlicher Genehmigungen für die von 
ihm bestellten Leistungen zu prüfen. Solche Geneh-
migungen sowie sonstige Genehmigungen sind von 
dem Auftraggeber zu beschaffen. Der Auftragnehmer
stellt dem Auftraggeber die hierzu notwendigen Un-
terlagen auf Anfordern zur Verfügung.

III. Preise
1. Die von dem Auftragnehmer angebotenen einzel-
nen Preise gelten nur im Rahmen des jeweiligen ge-
samten Angebotes. Soweit keine Preisvereinbarung 
getroffen wurde sind die am Tage der Ausführung 
gültigen Arbeitslöhne und Materialpreise des Auf-
tragnehmers maßgeblich. Festpreise haben nur dann 
Gültigkeit, wenn sie als solche in Verbindung mit ei-
ner zeitlichen Festlegung von Aufnahme und Ab-
schluss der Arbeiten schriftlich vereinbart wurden. Im
Übrigen ist der Auftragnehmer an Angebotspreise, 
die nicht Festpreise sind, nur für einen Zeitraum von 
4 Monaten nach Vertragsabschluss gebunden.
2. Im Angebot nicht ausdrücklich vereinbarte unvor-
hersehbare Leistungen, die zur Durchführung des 
Auftrages notwendig sind oder auf Verlangen des 
Auftraggebers ausgeführt werden, werden zusätzli-

che Rechnung gestellt. Dies gilt insbesondere für 
Stemm-, Verputz-, Erdarbeiten und dergleichen.
3. Für Über-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsstunden so-
wie Arbeit unter erschwerten Bedingungen werden 
folgende Zuschläge berechnet: ab der 9. Arbeitsstun-
de 25%; Nachtarbeiten 20.00 - 06.00 Uhr 50%; Arbei-
ten an Sonntagen 100%; Arbeiten am 01. Mai, am 
Neujahrstag, an den Oster-, Pfingst- und Weihnachts-
feiertagen 150%; Arbeiten an allen übrigen Feierta-
gen 100%. Für besonders schmutzige und ekelerre-
gende Arbeiten 100%.
4. Im Falle einer vom Auftraggeber nicht zu vertre-
tenden Verzögerung oder Unterbrechung der von 
dem Auftragnehmer auszuführenden Leistungen für 
einen Zeitraum von insgesamt mehr als drei Monaten
ist der Auftragnehmer berechtigt, das Auftragsver-
hältnis entweder zu kündigen oder die von dem Auf-
tragnehmer bereits erbrachten Leistungen abzurech-
nen und für die noch ausstehenden Arbeiten eine 
Preisanpassung vorzunehmen. Der Auftragnehmer ist
ferner berechtigt, Vergütung der Kosten zu verlan-
gen, die ihm im Hinblick auf den noch nicht erbrach-
ten Teil der Leistung entstanden sind und die in den 
Vertragspreisen des nicht ausgeführten Teils der Leis-
tung enthalten sind. Eine Preisanpassung ist nach den
besonderen Kosten der geforderten Leistung vorzu-
nehmen. Die Rechte des Auftragnehmers aus § 6 Abs.
5 und 6 VOB/B bleiben unberührt.
5. Die Preise verstehen sich jeweils zuzüglich der zum
Zeitpunkt der Rechnungsstellung geltenden gesetzli-
chen Mehrwertsteuer.

IV. Zahlungen
1. Die Zahlungen sind bar zu leisten, ohne jeden Ab-
zug, frei Zahlstelle des Auftragnehmers in Euro.
2. Tagelohnarbeiten sind sofort nach Rechnungsle-
gung zahlbar.
3. Akzepte oder Kundenwechsel werden nur erfül-
lungshalber angenommen; die hierbei anfallenden 
Kosten und Spesen gehen zu Lasten des Auftragge-
bers.
4. Werden die Zahlungsbedingungen nicht eingehal-
ten oder werden Umstände bekannt, die die Kredit-
würdigkeit des Auftraggebers ernsthaft in Frage stel-
len, oder wird ein Scheck bzw. ein Wechsel nicht ein-
gelöst, so werden sämtliche offenstehende Forderun-
gen sofort fällig. Nach fruchtlosem Ablauf einer von 
ihm gesetzten angemessenen Nachfrist verbunden 
mit Kündigungsandrohung, ist der Auftragnehmer so-
dann berechtigt, den Vertrag schriftlich zu kündigen 
und die Arbeiten einzustellen sowie alle bisher er-
brachten Leistungen nach Vertragspreisen abzurech-
nen. Bei Überschreitung der Zahlungsfrist ist der Auf-
tragnehmer berechtigt, nach Mahnung und Setzung 
einer angemessenen Frist Verzugszinsen in Höhe von 
5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz zu verlan-
gen.
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5. § 16 Abs. 3 Nr. 2 VOB/B gilt nicht.

V. Lieferzeit und Montage
1. Sind Ausführungsfristen nicht vereinbart, so ist mit 
den Arbeiten unverzüglich nach der 1. Auftragsbestä-
tigung zu beginnen, sofern der Auftraggeber die gem.
II Ziffer 3 erforderlichen Unterlagen beigebracht hat, 
ein umgehender Montagebeginn an der Baustelle ge-
währleistet und eine eventuell vereinbarte Anzahlung
beim Auftragnehmer eingegangen ist.
2. Während der Ausführung der Arbeiten ist für die 
Aufbewahrung von Baustoffen und Werkzeugen etc. 
und zum Aufenthalt für die ausführenden Arbeitneh-
mer ein verschließbarer Raum bauseitig kostenlos zur
Verfügung zu stellen. Leistungen und Einrichtungsge-
genstände gehen in die Obhut des Auftraggebers 
über.

VI. Eigentumsvorbehalt
Der Auftragnehmer behält sich das Eigentum und das
Verfügungsrecht an den von ihm gelieferten Gegen-
ständen bis zum vollständigen Ausgleich seiner Werk-
lohnforderung vor. Soweit Liefergegenstände bereits 
wesentliche Bestandteile des Grundstücks des Auf-
traggebers geworden sind, verpflichtet sich dieser, 
bei Nichteinhaltung der vereinbarten Zahlungstermi-
ne dem Auftragnehmer die Demontage der Gegen-
stände, die ohne wesentliche Beeinträchtigung des 
Baukörpers ausgebaut werden können, zu gestatten 
und ihm das Eigentum an diesen Gegenständen zu-
rück zu übertragen. Beeinträchtigt der Auftraggeber 
die vorgenannten Rechte des Auftragnehmers, so ist 
er diese zum Schadensersatz verpflichtet. Die Kosten 
für die Demontage gehen zu Lasten des Auftragge-
bers. Ist eine Demontage solcher Gegenstände aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht mög-
lich, so überträgt der Auftraggeber, soweit durch den
Einbau solcher Gegenstände Forderungen gegenüber
Dritten oder Miteigentum zu Gunsten des Auftragge-
bers entstanden sein sollte, diese Forderung oder das
Miteigentumsrecht an dem Gesamtgegenstand schon
jetzt auf den Auftragnehmer in Höhe der Forderung 
des Auftragnehmers zzgl. 10 % Sicherheit.

VII. Abnahme und Gefahrübergang
Die Anlage ist nach Fertigstellung der Leistung abzu-
nehmen, auch wenn die endgültige Einregulierung 
noch nicht erfolgt ist. Das gleiche gilt nach erfolgrei-
cher probeweiser Inbetriebsetzung. Schon vor Ab-
nahme geht die Gefahr auf den Auftraggeber über, 
wenn die Montage aus Gründen, die der Auftragge-
ber zu vertreten hat, unterbrochen wird und der Auf-
tragnehmer die bis dahin erbrachten Leistungen ein-
vernehmlich in die Obhut des Auftraggebers überge-
ben hat. Im Übrigen gilt § 12 VOB/B.

VIII. Haftung
1. Werden auf Verlangen des Auftraggebers bereits 
installierte wasserführende Anlagen vorzeitig in Be-
trieb genommen, hat der Auftraggeber bei Gefahr 
von Frosteinbrüchen entsprechende Schutzmaßnah-
men durchzuführen. Gegebenenfalls hat er den Auf-
tragnehmer zu beauftragen, die Anlage gegen Zah-
lung einer entsprechenden Vergütung zu entleeren. 
Für Schäden an der vorzeitig in Betrieb genommenen
Anlage, die ihre Ursache in fehlenden oder unzurei-
chenden Schutzmaßnahmen durch den Auftraggeber 
haben, haftet der Auftragnehmer nicht, sofern er den
Auftraggeber zuvor ausreichend belehrt hat.
2. Werden für den Betrieb der erstellten Anlage ag-
gressive Medien (Wasser, Luft etc.) verwendet und 
dadurch Schäden verursacht, so haftet der Auftrag-
nehmer nicht, wenn der Auftraggeber es unterlassen 
hat, bei Auftragserteilung schriftlich auf diesen Um-
stand hinzuweisen.
3. Der Auftragnehmer haftet für Schäden, die nicht 
am Gegenstand des Vertrages selbst entstanden sind,
gleichgültig aus welchen Rechtsgründen, nur
- im Falle von vorsätzlicher oder grob fahrlässiger, 

nicht jedoch fahrlässiger Pflichtverletzung durch 
ihn selbst, seinen gesetzlichen Vertreter oder sei-
nen Erfüllungsgehilfen, bei Verletzung des Le-
bens, des Körpers oder der Gesundheit auch im 
Falle von fahrlässiger Pflichtverletzung;

- des Vorliegens von Mängeln, die der Auftragneh-
mer arglistig verschwiegen hat;

- der Übernahme einer Garantie für die Beschaf-
fenheit des Werkvertragsgegenstandes;

- der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, 
deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchfüh-
rung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und 
auf deren Einhaltung der Vertragspartner regel-
mäßig vertraut und vertrauen darf; im Falle einfa-
cher Fahrlässigkeit ist der Schadensersatz des Auf-
traggebers, der kein „Verbraucher“ ist, auf den 
vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden be-
grenzt, soweit nicht wegen Verletzung des Le-
bens, des Körpers oder der Gesundheit gehaftet 
wird;

- der Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz 
bzw. nach § 823 BGB.

IX. Farbabweichungen und technische Änderungen
Farbabweichungen geringen Ausmaßes gegenüber 
der Bestellung gelten als vertragsgemäß. Das gleiche 
gilt bei geringfügigen farblichen Abweichungen von 
zusammengehörigen Einrichtungsgegenständen. 
Technische Verbesserungen oder notwendige techni-
sche Änderungen gelten ebenfalls als vertragsgemäß,
soweit sie keine Wertverschlechterungen darstellen.

X. Gerichtsstand
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Gerichtsstand und Erfüllungsort ist der Sitz der ge-
werblichen Niederlassung des Auftragnehmers.

XI. Salvatorische Klausel
Sollten einzelne Punkte dieser Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen ganz oder teilweise unwirksam 
sein, wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Rege-
lungen nicht betroffen. Die unwirksame Regelung ist 
durch eine wirksame zu ersetzen, die dem Vertrags-
zweck am nächsten kommt.


